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(Fortſetzung.) 
III. 
Die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei. 


Die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei, welche ſich, wie vorher 
erwähnt, von dem allgemeinen deutſchen Arbeitervereine los getrennt 
hat, iſt mit einem viel entſchiedeneren Programme in das Leben ge— 
treten; dfeſelbe wurde 1869 gegründet, ſteht dermalen unter der 
Leitung der Reichstagsabgeordneten Bebel — Liebknecht, hat 
ihren Sitz in Eiſenach und iſt am meiſten in Süddeutſchland ver- 
treten. Die Grundlagen dieſer Partei beruhen auf dem Aufrufe ddo. 
Leipzig den 23. Juni 1869 (f. demokratiſches Wochenblatt, Leipzig 
1869, Nr. 14). 


Nach den Statuten und dem Programme des Eiſenacher Con— 
greſſes vom 7. Auguſt 1869, welche nebſt der Organiſation und der 
Geſchäftsordnung dieſer Partei in ihrem Organe „der Volksſtnat 
abgedruckt ſich befinden, erſtrebt dieſe Arbeiterpartei die Errichtung 
des freien Volksſtaates und verpflichtet jedes Mitglied, mit 
ganzer Kraft für die Bekämpfung der heutigen politiſchen und ſo. 
cialen Zuſtände, für Erringung gleicher Rechte und Pflichten, für 
Abſchaffung aller Claſſenherrſchaft, ſowie für Abſchaffung der jetzigen 
Productionsweiſe und für den vollen Arbeits-Ertrag an 
jeden Arbeiter, ſowie für politiſche Freiheit im demokratiſchen Sinne 
einzutreten. 

Das Programm der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei von 
1869 ſtellt als Forderungen zunächſt folgende auf: 

1. Allgemeines, gleiches, directes und geheimes Wahlrecht an 
alle Männer vom 20. Lebensjahr für alle politiſchen Wahlen ſowohl, 
als auch für die Provinzial⸗ und Gemeindevertretungen, ſowie ſonſtige 
Vertretungskörper mit Diäten⸗Anſpruch. 

2. Einführung der directen Geſetzgebung (d. i. Vor⸗ 
ſchlags⸗ und Verwerfungsrecht) durch das Volk. 

3. Aufhebung aller Vorrechte des Standes, des Beſitzes, der 
Geburt und der Confeſſion. | 


4. Errichtung der Volkswehr an Stelle des ſtehenden Heeres. 

5. Trennung der Kirche vom Staate und Trennung der Schule 
von der Kirche. 

6. Obligatoriſchen Unterricht in den Volksſchulen und unent- 
geltlichen Unterricht in allen öffentlichen Bildungsanſtalten. 

7. Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der Geſchwornen— 
und Fachgewerbe-Gerichte, des öffentlichen und mündlichen Gerichts 
verfahrens und unentgeltliche Rechtspflege. 

8. Abſchaffung aller Preß⸗, Vereins⸗ und Caalitionsgeſetze, 


Einführung des Normalarbeitstages, Einſchränkung der Frauenarbeit, 


Verbot der Kinderarbeit, Beſeitigung der durch die Zucht- und Ar⸗ 
beitshausarbeit den freien Arbeitern geſchaffenen Concurrenz. 

9. Abſchaffung aller indirecten Steuern und Einführung einer 
einzigen, directen, progreſſiven Einkommen⸗ und Erbſchaftsſteuer. 

10. Staatliche Förderung des Genoſſenſchaftsweſens und Staats⸗ 
credit für freie Productivgenoſſenſchaften unter demokratiſchen Ga⸗ 
rantien. 

Dieſes Programm empfahl der Parteiausſchuß mit einem Auf— 
rufe, in welchem er dasſelbe in politiiher wie ökonomiſcher Be— 


ziehung das radicalſte nennt, die Befreiung der arbeitenden Gfaffe 


aus den Feſſeln, in welchen die reactionäre Staatsgewalt und die 
liberale Bourgeoiſie in Verbindung mit dem Jeſuitismus der pri⸗ 
vilegirten Staatskirchen dieſelbe geſchlagen hat, verlangt, auf das 


entſchiedenſte und bezeichnete ſchließlich Freiheit, Gleichheit und Brü— 


derlichkeit, das Programm der glorreichen Revolution, welche die 
allgemeinen Menſchenrechte reclamirte, auch als ihre Forderung. 

„Darum“, ſchließt der Aufruf, „habe Jeder einzutreten in die 
Organiſation, um in geſchloſſenen Reihen Theil zu nehmen an dem 
gewaltigen Kampfe für die Befreiung des Arbeiterſtandes, damit das 
Wort zur That werde, daß die Arbeiter der Fels ſind, auf welchem 
die Kirche der Gegenwart aufgebaut werde“. 

Nach der aus 20 Paragraphen beſtehenden Organiſation 
der Partei beträgt der monatliche Beitrag 1 Silbergroſchen, welcher 
an den Parteiausſchuß einzuſenden iſt. Mindeſtens einmal im Jahre 
findet ein Parteicongreß ſtatt, zu welchem Delegirte abzuſenden die 


Parteimitglieder eines jeden Ortes berechtigt find. Congreßbeſchlüſſe, 


welche eine Abänderung der Statuten, der Grundſätze und politiſchen 
Stellung der Partei betreffen, unterliegen der Urabſtimmung aller 
Parteimitglieder, wobei einfache Majorität der Abſtimmenden entſcheidet. 
Die Leitung der Parteigeſchäfte iſt einem Ausſchuſſe von 5 Mit- 


gliedern übertragen. 


Die aus 12 Paragraphen beſtehende Geſchäftsordnung 


der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei bemerkt in § 1, 


daß die beſtehenden Vereinsgeſetze in den meiſten Staaten Deutſch⸗ 
lands es der Partei unmöglich machen, ſich als Mitgliedſchaften an 
den einzelnen Orten zu conſtituiren oder mit beſtehenden Localvereinen, 
als ſocialdemokratiſchen Arbeitervereinen ꝛc. in Verbindung zu treten; 


demgemäß haben ſich die Parteigenoſſen regelmäßig und mindeſtens 


wöchentlich einmal auf Grund des beſtehenden Verſammlungsrechtes 
zu verſammeln. 


Zur Deckung der Localausgaben können ſich die Mitglieder eine 
freiwillige Steuer in beliebiger Höhe auferlegen oder dieſelbe durch 
freiwillige Sammlungen decken. Die Parteiſteuer müſſe aber voll 
durch den zu wählenden Vertrauensmann, welcher auch die Verſamm— 
lungen zu berufen und zu leiten habe, abgeliefert werden. 

Aus der Geſchäftsordnung für den Ausſchuß der ſocial— 
demokratiſchen Arbeiterpartei iſt ferner als bemerkenswerth hevvorzu- 
heben, daß der Ausſchuß zu einer Aufbewahrung der eingehenden 
Correſpondenz, ausgenommen ſolcher Schriftſtücke, welche als Belege 
für die Verwaltung abſolut nothwendig ſind, nicht verpflichtet ſei; 
derſelbe habe nur ein Verzeichniß über alle einlaufenden Briefe zu 
führen, welches die laufende Nummer, das Datum des Eingangs 
und Ort und Name des Abſenders zu enthalten habe. Ein gleiches 
Verzeichniß ſei für alle abgehenden Schriftſtücke zu führen, und 
ſei die Führung von Copirbüchern dem Ausſchuſſe, wie jedem ein- 
zelnen Mitgliede, ebenſo auch den erſteren der officielle Verkehr 
mit politiſchen Vereinen und Organiſationen als gegen die in den 
meiſten deutſchen Staaten beſtehenden Vereinsgeſetze verſtoßend 
unterſagt. " 

Die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei hat ſich in der Erwägung, 
daß die politiſche und ökonomiſche Befreiung der Arbeiterclaſſe nur 
möglich iſt durch gemeinſame und einheitliche Kampfführung, eine 
eigene einheitliche Organiſation gegeben und ſich in der weiteren Er— 
wägung, daß die Befreiung der Arbeit weder locale noch nationale, 
ſondern ſociale Aufgabe iſt, welche alle Länder umfaßt, ſoweit es die 
Vereinsgeſetze erlauben, als Zweig der Internationale und ſich deren 
Beſtrebungen anſchließend erklärt. 

Congreſſe dieſer Arbeiterpartei fanden bisher ſtatt: 1869 in 
Eiſenach, 1870 in Stuttgart, 1871 in Dresden, 1872 in Mainz, 
1873 in Eiſenach und 1874 in Coburg. 

Auf dem 1. Congreſſe wurde u. a. die Wahl eines Ausſchuſſes 
von 5 Perſonen, einer Controlcommiſſion von 11 Mitgliedern und 
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die Gründung eines Parteiorganes „der Volksſtaat“ beſchloſſen. Die 


Beſchlüſſe des 2. Congreſſes hatten im weſentlichen die Umwand⸗ 
lung des ländlichen Beſitzes in gemeinjames, an Geſell⸗ 
harten abzugebendes Eigenthum und Verpachtung des- 
ſelben durch den Staat an Arbeitervereine, dann die Theilnahme an 
den Wahlen, die Bildung und Förderung von Productivaſſociationen 
im Auge, während im 3. Congreſſe die Bildung einer Genoſſenſchafts— 
buchdruckerei, die Verpflichtung der Mitglieder zur Wahl von Social— 
demokraten und weiters zur Verhütung gerichtlicher oder polizeilicher 
Einſchreitungen beſchloſſen wurde, daß Copirbücher nicht mehr ge- 
braucht und Briefſchaften überhaupt nicht mehr aufgehoben werden 
dürfen. 

Einen beſonderen Einblick in die Thätigkeit und Rührigkeit der 
ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei, ſowie in deren Anſchauungen und 


Tendenzen gewährte der VI. Congreß, welcher vom 19.— 21. Juli 
1874 in Coburg abgehalten wurde und wohl Beachtung verdient. 


Aus den Verhandlungen dieſes Congreſſes (Volksſtaat 1874, Nr. 85 
und 86) iſt Folgendes hervorzuheben: 


Parteithätigkeit; hienach überſteigen die Summen, welche ſeit dem 
vorjährigen Congreſſe von der Partei an Steuern zuſammenge— 
bracht wurden, alle Summen früherer Abrechnungen; die Ausgaben 


im Parteiconto betrugen im Jahre 1873 — 2886 Thaler; unter 


den Einkommen betrugen die Parteiſteuern 2063 Thaler ohne 
den Wahlfond, welcher 1264 Thaler in Einnahme und Aus— 
gabe hatte; der Unterſtützungsfond verausgabte 1541 Thaler; der 
Parteicaſſier hatte im letzten Rechnungsjahre 1117 eingehende und 
408 abgehende Briefe und Geldſendungen zu verzeichnen, das Partei- 
ſecretariat empfing 1934 Briefe und Sendungen, während 3195 von 
ihm ausgingen; die Partei verzeichnet an 226 Orten Vertrauens- 


männer, während im vorigen Jahre dieſes nur an 170 Orten der 


Fall war. Schließlich bemerkt der Bericht, daß ſeit der letzten Reichs— 
tagswahl der Hader mit dem allgemeinen deutſchen Arbeiter: 
verein im Wanken begriffen, die Stellung desſelben z. Z. noch 
eine zurückhaltende iſt, indem nach der Abſtimmung über den in der 
Generalverſammlung dieſes Vereines geſtellten Einigungsantrag von 
69 nur 19 Delegirte dafür ſtimmten, weßhalb der ſocialdemokrati⸗ 
ſche Arbeiterverein ſich zu reſerviren und auf die principielle Haltung 
des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins zu achten habe. 


2. Liebknecht referirte über die politiſche Stellung der ſocial⸗ 
demokratiſchen Arbeiterpartei: fie erſtrebe die Abſchaffung der Claſſen⸗ 
herrſchaft; wenn ſie daher feindlich gegen das deutſche Reich auftrete, 
ſo geſchehe dies nicht wegen des Urſprungs des Reichs, wegen der 
Rechtsverletzung, aus der es hervorgegangen, ſondern weil es ein 
Claſſenſtaat ſei; in dieſem Sinne ſeien ſie revolutionär, da ſie 
eine principielle Umgeſtaltung erſtreben. Es ſei nicht nöthig, daß die 
Revolution eine gewaltſame ſei, zunächſt müßten fie die Geiſter revolu⸗ 
tioniren, ihre Forderungen zu Forderungen der großen Maſſe des 
Volkes machen. Der gegenwärtige Reichstag ſei nur eine Zierde der 
Regierung; die gegenwärtige Verfaſſung eine despotiſche Centraliſation 
mit demokratiſchen Formen; die Wahlen können ſie nur als Agita— 
tionsmittel benützen; die Verfolgungen der gegenwärtigen Machthaber 
könnten ihre Partei nicht vernichten. 

Die Reſolution Liebknechts: „Die ſocialdemokratiſche Arbeiter— 
partei verharrt gegenüber den jetzigen politiſchen Geſtaltungen Deutſch— 
lands in ihrer durch die Partefprincipien gebotenen Stellung und 
betheiligt ſich an den Reichstagswahlen und durch ihre Vertreter an 
den Reichstagsverhandlungen weſentlich nur zu agitatoriſchen 
Zwecken“, wurde mit allen gegen 3 Stimmen angenommen. 

3. Jork und Grillenberger ſprachen über den 2. Punkt 
der Tagesordnung: „Die induſtrielle und ländliche Arbeiterbewegung“. 
Es wurde faſt einſtimmig die Reſolution Grillenbergers angenommen, 
daß zunächſt die Organiſation der Landarbeiter zu bethä— 
tigen ſei, und ſodann in weiterer Entwicklung die Aufhebung 
des Privateigenthums an Grund und Bo den die Löſung 
der Land⸗Arbeiterfrage herbeiführen müſſe. 

4. Auf dem Congreſſe waren 135 Ortſchaften mit 8655 
Stimmen durch 53 Delegirte vertreten, die Geſammtzahl der 
Parteiangehörigen betrug 14.000, der Abonnentenſtand des „Volks— 
ſtaates“ war 7500, als Sitz des Ausſchuſſes wurde Hamburg, als 
Sitz der Controlcommiſſion Coburg gewählt. 

5. Im Anlaſſe verſchiedener Anträge auf Abänderung des 
Parteiprogramms, daß insbeſondere die Worte „voller Arbeits- 
ertrag für jeden Arbeiter“ wiſſenſchaftlich richtiger zu formuliren, die 
Grund- und Bodenfrage ausdrücklich im Programm zu erwähnen, 
der Paſſus bezüglich des Staatscredites für Productivaſſociationen zu 
ändern ſei ꝛc. ꝛc., wurde mit 48 gegen 4 Stimmen die Vertagung 
der Berathung hierüber auf den nächſten Parteitag beſchloſſen. weil 
dieſe Angelegenheit noch nicht ſpruchreif ſei, wenngleich die Verbeſ— 
ſerungsbedürftigkeit des geſammten Programms, insbeſondere die Noth- 
wendigkeit einer größeren Klarſtellung der ökonomiſchen 
Zielpunkte anerkannt werde. 

6. Der Antrag Geibs: „Der Congreß erklärt, daß er der 
Einigung der beiden deutſchen Arbeiterfractionen zu— 
geneigt ſei, daß über den Modus einer ſolchen Einigung zum nächſten 
Congreß Vorſchläge von dem Partei⸗Ausſchuſſe und den der Partei 
angehörigen Reichstags-Abgeordneten erwartet werden“ — wurde an— 
genommen. 

7. Ueber den Antrag der Marburger Parteigenoffen: „Alle Par— 


teigeuoſſen haben ſich als confeſſionslos zu betrachten und dem— 
1. Namens des Ausſchuſſes erſtattete Geib Bericht über die 


gemäß aus der Landeskirche auszuſcheiden,“ wurde zur Tages— 
ordnung übergegangen. Dagegen wurde 

8. der Antrag der von Tauſcher vertretenen Augsburger Par⸗ 
teigenoſſen „eine auf ſocialiſtiſcher Grundlage beruhende Jugend— 
ſchrift herauszugeben, um der ſyſtematiſchen Verdummung unſerer 
Jugend ſowohl durch die Pfaffheit, als durch die Unterrichtsmethode 
unſerer herrſchenden liberalen Richtung entſchieden entgegenzutreten“ 
ſowie der Antrag Geibs „baldmöglichſt eine populär geſchriebene 
Brochüre über das Parteiprogramm und eine weitere zur 
Agitation unter den Landarbeitern herauszugeben,“ ange— 
nommen. 

Daß die ſoctaldemokratiſche Arbeiterpartei mit der Internationale 
im Zuſammenhange ſteht, kann wohl keinem Zweifel unterliegen, in⸗ 
dem ſich dieſer Zuſammenhang ſchon äußerlich dadurch bewieſen hat, 
daß beim Congreſſe der Internationale zu Baſel im Jahre 1869, 
bei welchem u. a. die Aufhebung des Erbrechts, des Privat-Eigen⸗ 
thums ꝛc. beſchloſſen wurde, Deutſchland mit 12 Abgeordneten ver⸗ 
treten war, und Liebknecht hiebei ausdrücklich als Delegirter des 
Eiſenacher Congreſſes erſchien, daß ferner die ſocialdemokratiſche 
Arbeiterpartei auch bei dem Congreſſe der Internationale zu Haag 
im Jahre 1872 vertreten war, daß bei der Eröffnung des Congreſſes 
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der Dresdener Volksbote ein Glückwunſchtelegramm der Internationale werflich, theilweiſe bedenklich find, und hätte nach § 110 a. G. O. 
aus Genf veröffentlichte, daß ine beſondere Marr und Becker, die be- dieſes außergerichtliche Geſtändniß überhaupt nur dann eine Beweis⸗ 
kannten Chefs der Internationale, mit dem Ausſchuffe der ſoeialdemo⸗ kraft, wenn dasſelbe auf Befragen Jemands geſchehen iſt, von dem 
kratiſchen Arbeiterpartei in Correſpondenz waren, und daß die Ver- der Bekennende gewußt, daß ihm daran gelegen ſei, die Wahrheit zu 
ordnungen des Generalraths der Internationale an die „Föderationen, erfahren. Die Zeugen ſagen nun allerdings aus, daß der Getödtete 
verbündeten Geſellſchaften, Sectionen und Mitglieder“ in dem Volks⸗ theils direct, theils indirect die Vaterſchaft zur genannnten Anna V. 
ſtaate, „dem offtciellen Organ der ſogenannten demokratiſchen Arbetterz | ihnen gegenüber einbekannt habe, doch laſſen ihre Ausſagen erkennen, 
partei“ abgedruckt zu werden pflegen, daß endlich der Führer dieſer daß derſelbe dies nicht über ihr Befragen erſt, ſondern geſprächsweiſe 
Partei, Bebel, auf dem 1. Congreſſe (Protokoll Seite 73) ausdrücklich aus eigenem Antriebe gethan habe, nachdem die Zeugen dieſes Be⸗ 
erklärte: „Ich ſehe keinen andern Weg, als daß ſich Jeder für ſich kenntniß auch aus feinem Benehmen und ſeinen Erklärungen der Kindes⸗ 
als Mitglied der Internationale aufnehmen läßt und ich kann mit- mutter gegenüber geſchloſſen hätten; dann iſt auch nicht anzunehmen, 
theilen, daß auch Karl Marx ſich in dieſem Sinne ausgeſprochen hat. daß der Getödtete damals gewußt habe, daß den genannten Zeugen 
Dagegen, daß jedes Mitglied der deutſchen ſocialdemokratiſchen Arbei- | daran gelegen ſei, von ihm die Wahrheit zu erfahren, weil ſein Be⸗ 
terpartei für ſich auch noch Mitglied der Internationale wird, kann kenntniß eben nicht über das Befragen geſchehen iſt und er ſich doch 
die Polizei nicht einſchreiten, es iſt durchaus geſetzlich.“ immer denken mußte, daß, wenn ſie ſchon die Wahrheit erfahren 

Auch der innere Zuſammenhang dieſer beiden Arbeiteraſſociationen | wollten, fie doch eher die Kindesmutter um den Vater der Anna V. 
geht zweifellos daraus hervor, daß das Programm der ſocialdemokra- befragen würden, als ihn. Weiters iſt aber auch noch der Umſtand zu 
tiſchen Arbeiterpartei in Abſ. 2 Ziff. 2—6 dieſelben Principien auf- berückſichtigen, daß, wenn wirklich der Beweis betreffs der Vaterſchaft 
ſtellt, wie fie die Statuten der Juternationale enthalten, und insbe- hergeſtellt würde, die Kläger nicht nachgewieſen haben, daß der Ge— 
ſondere hervorhebt, daß die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei, ſoweit tödtete überhaupt fo viel Vermögen beſaß, um eine Alimentation über⸗ 
es die Vereinsgeſetze erlauben, ſich als Zweig der internationalen haupt und insbeſondere in der angeſprochenen Höhe zu leiſten; dann 
Arbeiteraſſociationen deren Beſtrebungen anſchließe. erſt, wenn dies nachgewieſen vorliege, könnte behauptet werden, daß 

Schließlich kann nicht unbemerkt gelaſſen werden, daß nach den dem außerehelichen Kinde Anna V. durch die Tödtung des Franz R. 
Reden der Agitatoren bei den Verſammlungen der Partei und nach dies entgangen ſei und noch entgehe, und der Todtſchläger zur Ali— 
den Leitartikeln ihrer Preßorgane gar manche Anſchauungen, wie z B. mentationsleiſtung überhaupt und insbeſondere in der angeſprochenen 
über die Lösbarkeit der Ehe, die freie Liebe, die Religion, die Auf- Höhe verhalten werden“. 
hebung des Erbrechtes ꝛc. als zu ihrem Programme gehörig betrachtet Ueber Appellation der Klägerin hat das k. k. Oberlandesgericht 
werden müſſen, wiewohl ſie dermalen als zu ihrem Programm ge- in Wien mit Urtheil vom 10. Juni 1874, 3. 10076, das erſtrichter⸗ 
hörig von der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei noch nicht förmlich liche Urtheil abgeändert und erkannt: Gottlieb P. iſt ſchuldig, für die 
auerkannt ſind. Anna V. durch die Zeit vom 5. Juli 1871 bis zu ihrer Selbſter— 
haltungsfähigkeit täglich 10 kr., und zwar für die bis zur Urtheils— 
zuſtellung ſchon verfloſſene Zeit binnen 14 Tagen, und von der Ur⸗ 
theilszuſtellung an in monatlichen Raten vorhinein zu Handen der 
Vormundſchaft der Aung V. zu bezahlen; das Mehrbegehren der Klä— 
gerin findet nicht ſtatt, die Gerichtskoſten werden gegenſeitig auf 
gehoben. 

Die Gründe ſind folgende: 

„Durch die Ausſage der vernommenen Zeugen, welche alle ver— 
möge ihres Verwandtſchaftsverhältniſſes zu dem getödteten Franz R., 
bezüglich zu der Kindesmutter, ein dem nun getödteten Franz R., 
bekanntes Intereſſe daran hatten, zu wiſſen, wer der Vater der Anna 
V. fer, iſt nach $ 110 a. G. O. rechtlich erwieſen, daß ſich Franz R. 
immer als der Vater der Anna V. bekannt habe, und da 
nach § 164 a. b. G. B. die bloße Einwilligung des Vaters zur 
Angabe der Mutter, daß er der Vater ſei, hinreicht, einen Beweis 
über die Vaterſchaft zu einem außerehelichen Kinde zu begründen, ſo 
kann wohl nicht bezweifelt werden, daß der getödtete Franz R. der 
Vater der am 5. Juli 1871 geborenen Anna V. iſt. Nach den 
§§ 166 und 167 a. b G. B. hatte die Aung V. zunächſt gegen ihren 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Unter dem Ausdrucke „Kinder“ im H 1327 a. b. G. B. ſind nur 
eheliche, nicht auch außereheliche verſtanden. 


Gottlieb P., der wegen des an Franz R. verübten Todtſchlages 
feine Strafe in der Strafanſtalt Garſten abbüßt, iſt mit der Klage 
vom 14. September 1873 von Johann V. als dem Vormunde, und 
der Francisca V. als der Mutter der vom getödteten Franz R. außer— 
ehelich erzeugten und am 5. Juli 1871 geborenen Tochter Anna V. 
belangt worden, die dieſer minderjährigen Anna V. durch die Tödtung 
ihres außerehelichen Vaters entgehenden Beträge der Verpflegungs— 
und Erziehungskoſten von täglich 25 kr. für die Zeit vom Tage der 
Geburt des Kindes bis zu deſſen Selbſterhaltungsfähigkeit, wie auch ı 
jene der Koften der Kleidung per jährlich 20 fl. für dieſelbe Zeit⸗ außerehelichen Vater das Recht, von ihm bis zu ihrer Selbſterhaltungs⸗ 
dauer zu erſetzen, u. zw. die bis zum Tage der Urtheilszuſtellung fähigkeit eine ſeinem Vermögen angemeſſene Verpflegung und Er⸗ 
fällig gewordenen Beträge binnen 14 Tagen, hievon an die weiteren ziehung zu fordern, und um dieſes ihr Recht iſt dieſelbe durch die 
fälligen Beträge aber in je einmonatlichen Raten vorhinein zu Han- erfolgte Tödtung des Franz R. gebracht, und daher iſt Gottlieb P., 
den der Vormundſchaft der minderjährigen Anng V. bei ſonſtiger als der Todtſchläger des Franz R., nach § 1327 a. b. G. B. ſchuldig, 
Execution zu bezahten und den Klägern in derſelben Friſt, bei Ver- ihr dieſen Entgang in gleicher Höhe zu erſetzen, u. zw. nicht bloß 
meidung der nämlichen Rechtsfolgen, die Gerichtskoſten zu erſetzen. vom Todestage des Franz R., ſoudern vom Geburtstage der Anna 

Ueber das hierüber durchgeführte Summarverfahren und nach V., weil nicht vorkommt, daß ſie vom außerehelichen Vater aus dieſem 
Abbörung einiger Zeugen hat das k. k Bezirksgericht Gmunden mit Titel ſchon etwas erhalten hat, und weil die geringe Verlaſſenſchaft 
Urtheil vom 15. April 1874, Z. 1506, zu Recht erkannt: des Franz R. eine Zahlung aus ihr wohl nicht erwarten läßt. Hin— 

Die Kläger werden mit ihrem Klagebegehren abgewieſen und ſichtlich der Höhe der Verpflegungs- und Erziehungskoſten kommt zu 
haben dem Geklagten die Gerichtskoſten per 11 fl. zu erſetzen. erwägen, daß Franz R. zur Zeit ſeiner Tödtung noch ohne ein nennens— 

Die Gründe ſind folgende: werthes Vermögen, und nur auf ſeinen Erwerb durch Arbeit ange— 

„Nach § 1327 g. b. G. B. hat allerdings der Todtſchläger wieſen war, jo daß ein Betrag von täglich 10 kr. ſeiner damaligen 
auch den außerehelichen Kindern des Getödteten das, was ihnen durch Leiſtungsfähigkeit entſpricht, deren Leiſtung ſtatt ſeiner nun dem Gott— 
ſeine That entgangen iſt zu erſetzen; doch mußten in dieſem Falle lieb P. aufzulegen iſt“. 
die Kläger mit ihrem Begehren abgewieſen werden, weil ſie eben nicht Ueber Reviſion des Geklagten Gottlieb P. hat der k. k. oberſte 
den Beweis geführt haben, daß der getödtete Franz R. der Vater des Gerichtshof mit Entſcheidung vom 24. September 1874, 3. 8511, 
von Francisca V. am 5. Juli 1871 geborenen Kindes Namens Anna in der Hauptſache das Urtheil des k. k Bezirksgerichtes in Gmunden, 
V. ſei; allerdings wollten ſie dies beweiſen durch ein ſeinem Vater und in Betreff der gegenſeitigen Aufhebung der Koſten erſter Inſtanz 
und der Familie der Kläger gegenüber gemachtes außergerichtliches das obergerichtliche Urtheil beſtätigt aus folgenden Gründen: 
Geſtändniß des getödteten Franz R.; doch iſt dieſes außergerichtliche Der in dem $ 1327 a. b. G. B. vorkommende Ausdruck 


der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei zu Dresden im Jahre 1871, G ſelbſt einmal nicht erwieſen, da die Zeugen theilweiſe ver⸗ 
| 


„den Kindern“ kann mit Rückſicht auf den Wortlaut dieſes Para⸗ 
graphes in Verbindung mit anderen Geſetzesſtellen nur auf die 
ehelichen Kinder des Getödteten bezogen werden; denn nach § 42 
a. b. G. B. werden unter dem Namen „Kinder“ die Verwandten 
abſteigender Linie, und unter „Familie“ die Stammeltern mit allen 
ihren Nachkommen verſtanden. Die Verbindung zwiſchen dieſen Per- 
ſonen heißt Verwandtſchaft. Nach § 165 a. b. G. B. find unehe⸗ 
liche Kinder von den Rechten der Familie und der Verwandtſchaft 
ausgeſchloſſen. Dieſelben können daher nicht als Familienglieder und 
nicht als Verwandte des unehelichen Vaters angeſehen werden und 
dort, wo im Geſetze der Ausdruck „Kinder“ ohne Beiſatz vorkommt, 
ſind darunter in der Regel nur eheliche Kinder gemeint (z. B. im 
§ 681 a. b. G. B., in §§ 141 bis 146, 148, 149, 154 ıc. a. 
b. G. B.)“. 

Da auf dieſe Weiſe der § 1327 a. b. G. B. für den Klage 
anſpruch der Anna V. keine entſprechende Grundlage darbietet, ſo 
mußte dieſelbe mit ihrem Klagbegehren abgewieſen, und daher das 
dieſe Abweiſung ausſprechende erſtrichterliche Urtheil in der Haupt⸗ 
ſache beftätigt werden. 

Jedoch blieben wegen der Verſchiedenheit der unterrichterlichen 
Entſcheidungen die Koſten erſter Inſtanz gegenſeitig aufgehoben, und 
es wurde in dieſem Punkte das obergerichtliche Urtheil beſtätigt. 

(Juriſt. Blätter.) 


Herordnungen. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. Sept. 1875, 3. 15.482, 

an alle Landeschefs (mit Ausnahme des Landesprüſidenten der Bukowina), be— 

treffend den Vorgang bei Bemeſſung des Religionsfonds-Veitrages und in bezügli- 
chen Recurs füllen. 

Es iſt in vielen Fällen von Recurſen gegen die Bemeſſung der Religions: 
fonds⸗Beiträge wahrgenommen worden, daß die Recurrenten die Motive der Be— 
meſſung nicht kennen, dieſelben vielmehr erſt aus der Entſcheidung über den Recurs 
vollſtändig erfahren. Insbeſondere gilt dies von den Fällen, wo die Landesbehörde 
in Folge einer Aenderung in der Aufftelung der Einnahmen und Ausgaben die 
Competenz der beitragspflichtigen Beneficiaten und Communitäten anders berechnet 
hat, als dieſe ſelbſt. 

Da eine ſolche Procedur der Gerechtigkeit nicht entſpricht, — indem die 
Recurrenten hiebei nicht wiſſen, gegen welchen Punkt in dem Bemeſſungsvorgange 
ſie ihre Ausführungen zu richten haben, — auch die Zahl der Recurſe hiedurch 
vermehrt wird — indem anzunehmen iſt, daß bei genauerer Keuntniß der Motive 
der Bemeſſung die Beichwerdeführung in vielen Fällen unterbleiben würde — fo 
finde ich Nachfolgendes zu verfügen: 

1. In allen Fällen, in denen zum Zwecke der Bemeſſung des Religions⸗ 
fonds⸗Beitrages eine neue Fatirung, ſei es der Einnahmen und Ausgaben zum 
Behufe der Berechnung der Competenz nach § 4 der Verordnung vom 25. Merz 
d. J., Z. 4023 ), ſei es einzelner Vermögensbeſtandtheile zum Behufe der Feſt⸗ 
ſtellung oder Aenderung der Ziffer des Beitrages nach den $$ 2 und 34 derſelben 
Verordnung, ftattgefunden hat, hat die Landesbehörde, wenn fie die Bemeſſung 
des Beitrages auf eine von der Fatirung abweichende Annahme gründet, in einer 
Anmerkung zu dem Zahlungsauftrage das betreffende Motiv der Bemeſſung an⸗ 
zuführen. 

2. Ju allen anderen Bemeſſungsfällen hat die Landesbehörde, wenn aus 
dem eingebrachten Recurſe die Unkenntniß der Motive der Bemeſſung erhellt, 
dieſen Recurs als Vorſtellung zu behandeln und der recurrirenden Partei zunächſt 
die Motive der Bemeſſung unter neuerlicher Freilaſſung der geſetzlichen Recurs⸗ 
friſt hin auszugeben. 

3. In letzterer Weife (2) iſt auch in jenen noch anhängigen Recursfällen 


vorzugehen, wo eine neue Fatirung ſtattgefunden hat, die Bemeſſung des Religions- 
fonds⸗Beitrages aber erfolgt iſt, ohne daß die Partei in der oben (1) vorgeſchrie⸗ 


benen Weiſe von den Motiven der Bemeſſung Kenntniß erlangt hat. 


Erlaß des Minifters des Junern vom 3. Det. 1875, 3. 14.575 betreffend den Etat 
zur Beſtreitung der Reiſekoſten und Diaten der bei den Controlsverſammlungen 
der Militärurlauber und Reſervemänner intervenirenden politiſchen Beamten. 

Im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung 
finde ich zu verordnen, daß die Reiſekoſten und Diäten jener politiſchen Beamten, 
welche bet den Controlsverſammlungen der Militärurlauber und Reſervemänner 


) Verordnungsblatt vom Jahre 1875, Nr. 22, Seite 97. 
Druck der k. Wiener Zeitung. 
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interveniren, vom Jahre 1877 angefangen definitiv und unmittelbar aus der 
Dotation des k. k. Miniſterinms für Landesvertheidigung beſtritten werden. 

Bis incluſive des Jahres 1876 werden dieſe Auslagen noch aus den Amtspau⸗ 
ſchalien der politiſchen Behörden, ohne jede Vergütung aus dem Etat des k. k 
Landes vertheidigungs⸗Miniſteriums, zu berichten fein. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 6. October 1875, 3. 14.805 in Betreff der 
ſeientifiſchen Erforderniffer für Erlangung von Straßenmeiſters- und Stromauf— 
ſehersſtellen. 

Aus dem Anlaſſe daß ron eirer Landesbehörde in der Concursausſchrei⸗ 
bung für eine Straßenmeiſtersſtelle auch der Nachweis über die Kenntniß der 
Arithmetik und der einfachen geodätiſchen und ſtereometriſchen Berechnungen 
gefordert wurde, beehre ich mich, hochdenſelben Nachſtehendes zu eröffnen. 

Nach den Beſtimmungen vom 1. April 1850 über die Aufftellung empiri⸗ 
ſcher Baubeſtollter für die Straßen-, Fluß- und Brückenaufſicht müſſen die Bewerber 
gut leſen, ſchreiben und rechnen und ſo viel zeichnen können, als zu einem Ban⸗ 
handwerksbetr'ebe nöthig iſt. 

Insbeſondere muß der Wegmeifter ein gelernter Maurer oder Steinmeß, 
der Brückenmeiſter ein gelernter Zimmermann, und der Stromaufſeher ein gelernter 
Schiffer ſein. 

Durch das Geſetz vom 8. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 73) iſt in den Auf⸗ 
gaben der an Stelle der Wegmeiſter getretenen Straßenmeiſter, dann der Strom— 
aufſeher, keine Aenderung eingeführt worden, und wurden die Straßenmeiſter und 
Stromaufſeher nur aus der Kategorie entlaßbarer Diener, in welche die Wegmeiſter 
und Stromaufſeher gehört hatten, in jene der penſionsfähigen Diener eingereiht. 

Es können daher für die Bewerbung um eine Straßenmeiſters⸗ oder Strom. 
aufſehersſtelle keine anderen als die obigen ſchon in dem Verzeichniſſe über die vor— 
behaltenen Civilbedienſtungen vom Jahre 1854 für die Wegmeiſters⸗ und Strom⸗ 
aufſehers⸗Stellen feſtgeſetzten Erforderniſſe aufgeſtellt werden. 

Nur in dem Falle, wenn es ſich um die Ernennung eines Straßenmeiſters 
handelt, welcher auch Flußſtrecken zu beaufſichtigen hat, iſt von den Bewerbern auch 
der Nachweis zu verlangen, daß ſie gelernte Schiffer ſind. 


Per ſonalien. 

Seine Dinjeftät haben den mit Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterial⸗ 
Secretärs bekleideten Hof- und Miniſterial⸗Concipſten der Präſidialſection des Mini. 
ſteriums des Aeußern Emerich v Pechy zum wirklichen Hof- und Miniſterialſecretär 
extra statum ernannt. 

Seine Majeſtat Haben dem Privat-Ingenieur in Böhmen Franz Siedek 
den Titel eines Baurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Karl Grüner in Teplitz 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindeaſſeſſor in Trau Nicolaus Lubin das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Erledigungen. 
Bezirkscommiſſärsſtellen in Böh 
November. (Amtsbl. Nr. 249). 


Forſtelevenſtelle bei der Wiener Forſt⸗ und Domänendirection mit 500— 
600 fl. Adjutum, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 251). 


men in der neunten Rangsclaſſe, bis 5. 


In Commiſſion bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien (Stadt, 
Singerſtraße Nr. 26) ſind erſchienen und durch den Verlag derſelben, ſowie durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Geſchüfts⸗Vormerkblätter für das Jahr 1876. 


Mit Stempelſcalen, Münz- und Intereſſen Tabellen, Tabellen über 

metriſches Maß und Gewicht, Gehalt- und Tohnberechnungs-Cabellen 

und einer Heberfiht der im Jahre 1876 ſtattſindenden Ziehungen 
der öſterr.-ungar. Staats- und Privat- Totto-Anlehen. 


IV. Jahrgang. 
Groß⸗Octav. Steif broſchirt, 5 Bgn. Ladenpreis 30 kr. Oe. W. 

Dieſe Blätter dienen zunächſt für Gemeindevorſteher, Beamte, Advocaten, 
Notare ꝛc. zur Vormerkung der Tagſatzungen oder Amtscommiſſionen, dann auch 
für Private zur Vormerkung ihrer Geſchäfte, wozu für je eine Woche eine Seite 
beſtimmt iſt. Bei jedem Tage findet ſich die Anzahl der in dem laufenden Jahre 
bereits verfloffenen, ſowie der noch zurückzulegenden Tage verzeichnet, was einen 
ſchätzenswerthen Behelf für vielerlei Bedürfniſſe des täglichen Verkehrslebens bilden 
wird, außerdem iſt zur Eintragung der Einnahmen und Ausgaben oder ſonſtiger 
Notizen für die einzelnen Monate je eine entſprechend rubrieirte Seite gewidmet. 
Vermöge ihrer praktiſchen Einrichtung und ihres billigen Bezugspreifed werden 
dieſe Vormerkblätter, von deren letztem Jahrgange drei Auflagen in 
der Zahl von 4500 Exemplaren binnen ſechs Wochen vollſtändig 


vergriffen waren, eine willkommene Ergänzung zu jedem Kalender ſein. 


Fur den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


